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Drucksache V/3589 


Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 11. Dezember 1968 

III/l — 68070 — 6183/68 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 
hier: Rechtsangleichung in der 

Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 

Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine erste Verordnung des Rates betreffend die Festlegung 
von Höchstgehalten für die Rückstände von Schädlings- 
bekämpfungsmitteln auf und in Obst und Gemüse 

sowie Entwurf eines Beschlusses des Rates über die Ein- 
setzung eines Ständigen Ausschusses für Pflanzenschutz. 


Dieser Vorschlag und der Entwurf sind mit Schreiben des Herrn 
Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 28. November 1968 dem Herrn Präsidenten des Rates der 
Europäischen Gemeinschaften übermittelt worden. 

Eine Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu dem genannten Kommissions- 
vorschlag ist vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihrem Vorschlag übermittelte 
Begründung beigefügt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Brandt 


Drude: Bonner Universitäts-Budidruckerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Vorschlag einer ersten Verordnung des Rates 
betreffend die Festlegung von Höchstgehalten für die Rück- 
stände von Schädlingsbekämpfungsmitteln auf und in Obst 

und Gemüse 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Pflanzenerzeugung nimmt in der Landwirt- 
schaft der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
einen hervorragenden Platz ein. 

Der Erfolg der Pflanzenerzeugung ist ständig durch 
Schadorganismen tierischer und pflanzlicher Art so- 
wie durch Viren bedroht. 

Ein Schutz der Pflanzen gegen diese Schadorganis- 
men ist unbedingt erforderlich, um ein Absinken der 
Produktionskraft zu verhindern und darüber hinaus 
die Produktivität der Landwirtschaft zu steigern. 

Eines der wichtigsten Mittel, um die Pflanzen und 
Pflanzenerzeugnisse vor der Einwirkung der Schad- 
organismen zu schützen, sind chemische Schädlings- 
bekämpfungsmittel, die Pflanzenschutzmittel. 

Diese Schädlingsbekämpfungsmittel haben aber 
nicht nur nützliche Wirkungen im Hinblick auf die 
Pflanzenerzeugung, da es sich in der Regel um Stoffe 
oder Zubereitungen mit gefährlicher Wirkung han- 
delt. 

Der Einsatz dieser Schädlingsbekämpfungsmittel 
hat zumeist zur Folge, daß auf oder in den behan- 
delten Pflanzen oder Pflanzenerzeugnissen Rück- 
stände von Schädlingsbekämpfungsmitteln oder 
deren Metaboliten oder Abbauprodukten verbleiben, 
die Gefahren für die menschliche oder tierische Ge- 
sundheit mit sich bringen können. 

Es ist daher erforderlich, für die behandelten Pfan- 
zen und deren Erzeugnisse Höchstgehalte für Schäd- 
lingsbekämpfungsmittel festzulegen, die im Verkehr 
eingehalten werden müssen. 

Hierbei muß ein ausgewogener Ausgleich zwi- 
schen den Bedürfnissen der Pflanzenerzeugung und 
den Erfordernissen eines Schutzes der Gesundheit 
von Mensch und Tier gefunden werden. 

Zuerst ist es erforderlich, die Höchstgehalte für 
die Rückstände bestimmter Schädlingsbekämpfungs- 
mittel auf und in Obst und Gemüse festzulegen; da- 


bei wird davon ausgegangen, daß diese Erzeugnisse 
in der Regel Lebensmittel sind, daß sie aber neben- 
bei auch gelegentlich an Tiere verfüttert werden. 

Es ist angebracht, die Gemeinschaftsregelung nicht 
auf Obst und Gemüse anzuwenden, das in dritte 
Länder ausgeführt wird. 

Es kann sich plötzlich heraussteilen, daß die in der 
Verordnung festgelegten Höchstgehalte dennoch 
eine Gefahr für die menschliche oder tierische Ge- 
sundheit darstellen; dann ist es geboten, daß die 
Mitgliedstaaten den zulässigen Höchstgehalt der 
Rückstände vorübergehend bis zu einer abschlie- 
ßenden Beschlußfassung durch den Rat herabsetzen. 

Es ist angebracht, die Maßnahmen der Mitglied- 
staaten in einem Dringlichkeitsverfahren zu über- 
prüfen, sie gegebenenfalls zu bestätigen und dabei 
den Zeitabschnitt für ihre vorübergehende Anwen- 
dung festzulegen; es ist geboten, hierbei eine enge 
Zusammenarbeit zwischen den Mitgliedstaaten und 
der Kommission im Rahmen eines Ständigen Aus- 
schusses für Pflanzenschutz vorzusehen. 

In bestimmten Fällen kann es verantwortet wer- 
den, daß höhere Höchstgehalte für Pflanzen und 
Pflanzenerzeugnisse, die gelagert werden, festge- 
legt werden, wenn durch eine ausreichende Kon- 
trolle sichergestellt ist, daß sie dem Konsumenten 
nicht zur Verfügung gestellt werden können; die 
Festlegung höherer Höchstgehalte muß jedoch den 
Mitgliedstaaten überlassen bleiben, da der Abbau 
von Rückständen aufgrund der verschiedenartigen 
klimatischen Bedingungen in der Gemeinschaft ver- 
schieden ist. 

Es ist angebracht, daß die amtlichen Untersuchun- 
gen, ob die Erzeugnisse den Grundsätzen der Ver- 
ordnung entsprechen, nach gemeinschaftlichen Pro- 
benahmeverfahren und Analysemethoden durchge- 
führt werden. 

Die Festlegung der Probenahmeverfahren und der 
Analysemethoden hat den Charakter technischer, 
fachwissenschaftlicher Durchführungsmaßnahmen; 
um ihre Annahme zu erleichtern, ist es geboten, daß 
die Regeln für diese Probenahmen und Analysen 
in einem Verfahren festgelegt werden, das eine enge 
Zusammenarbeit zwischen den Mitgliedstaaten und 
der Kommission im Rahmen eines Ständigen Aus- 
schusses für Pflanzenschutz vorsieht — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
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Artikel 1 

Diese Verordnung bezieht sich auf die zur mensch- 
lichen oder tierischen Ernährung bestimmten Erzeug- 
nisse, die in den in Anlage I aufgeführten Nummern 
des gemeinsamen Zolltarifs enthalten sind, und auf 
oder in denen sich Rückstände der in Anlage II ge- 
nannten Schädlingsbekämpfungsmittel befinden. 


Artikel 2 

Im Sinne dieser Verordnung sind Rückstände von 
Schädlingsbekämpfungsmitteln die Reste von Schäd- 
lingsbekämpfungsmitteln sowie ihrer Metaboliten 
oder Abbauprodukte, die sich auf oder in den zur 
menschlichen oder tierischen Ernährung bestimmten 
Erzeugnissen befinden. 


Artikels 

(1) Die Rückstände von Schädlingsbekämpfungs- 
mitteln auf oder in den in Artikel 1 genannten Er- 
zeugnissen dürfen weder im Augenblick des Inver- 
kehrbringens noch danach die in der Anlage II fest- 
gelegten Höchstgehalte überschreiten. 

(2) Die Mitgliedstaaten dürfen das Inverkehrbrin- 
gen der in Artikel 1 genannten Erzeugnisse im Hin- 
blick auf das Vorhandensein von Rückständen von 
Schädlingsbekämpfungsmitteln weder untersagen 
noch behindern, wenn die Menge dieser Rückstände 
die in Anlage II festgelegten Werte nicht übersteigt. 

(3) Die Mitgliedstaaten können jedoch für die in 
Artikel 1 genannten Erzeugnisse das Vorhandensein 
von größeren als den in Anlage II genannten Men- 
gen von Rückständen von Schädlingsbekämpfungs- 
mitteln zulassen, wenn diese Erzeugnisse gelagert 
werden oder gelagert werden sollen, und wenn 
durch eine geeignete Kontrolle sichergestellt wird, 
daß sie in dem Zustand, in dem sie sich befinden, 
nicht dem Konsumenten zur Verfügung gestellt wer- 
den können und daß die Rückstände die in Anlage II 
vorgesehenen Höchstgehalte nicht mehr überschrei- 
ten, wenn die Erzeugnisse die letzte Lagerung ver- 
lassen. Sie setzen die anderen Mitgliedstaaten und 
die Kommission von den getroffenen Maßnahmen 
in Kenntnis. 


Artikel 4 

(1) Stellt sich heraus, daß ein für ein Schädlings- 
bekämpfungsmittel in Anlage II festgelegter Höchst- 
gehalt eine Gefahr für die menschliche oder tie- 
rische Gesundheit darstellt, so kann ein Mitglied- 
staat diesen Gehalt vorübergehend herabsetzen. Er 
setzt die Kommission hiervon sofort in Kenntnis. 

Nach den Verfahren des Artikels 6 wird entschie- 
den, ob die von dem Mitgliedstaat ergriffene Maß- 
nahme aufgehoben werden muß oder ob sie, falls 
sie gerechtfertigt erscheint, für einen bestimmten 
Zeitabschnitt aufrechterhalten werden darf. 


(2) Nach Prüfung durch die Kommission und auf 
ihren Vorschlag entscheidet der Rat unverzüglich 
mit qualifizierter Mehrheit, ob die Anlage II geän- 
dert werden muß und erläßt gegebenenfalls durch 
Verordnung die notwendigen Änderungen. 


Artikel 5 

In den Fällen, in denen die in Artikel I genannten 
Erzeugnisse einer Kontrolle daraufhin unterzogen 
werden, ob die in Anlage II festgelegten Höchst- 
gehalte eingehalten sind, werden die Probenahme 
und die Analysen zur Feststellung und Bestimmung 
der Rückstände nach Regeln durchgeführt, die nach 
dem in Artikel 7 vorgesehenen Verfahren auf ge- 
stellt werden. 

Artikel 6 

(1) Wird auf das in diesem Artikel festgelegte 
Verfahren Bezug genommen, so befaßt der Vorsit- 
zende unverzüglich den durch Beschluß des Rates 

vom eingesetzten Ständigen 

Ausschuß für Pflanzenschutz — im folgenden „Aus- 
schuß" genannt. 

(2) In dem Ausschuß werden die Stimmen der 
Mitgliedstaaten nach Artikel 148 Absatz (2) des 
Vertrages gewogen. Der Vorsitzende nimmt an der 
Abstimmung nicht teil. 

(3) Der Vertreter der Kommission unterbreitet 
einen Entwurf für die zu treffenden Maßnahmen. 
Der Ausschuß nimmt binnen zwei Tagen zu diesen 
Maßnahmen Stellung. Die Stellungnahme kommt 
mit einer Mehrheit von 12 Stimmen zustande. 

(4) Die Kommission erläßt die Maßnahmen und 
sieht sofort deren Anwendung vor, wenn sie der 
Stellungnahme des Ausschusses entsprechen. Ent- 
sprechen sie der Stellungnahme des Ausschusses 
nicht oder ist keine Stellungnahme ergangen, so 
schlägt die Kommission dem Rat alsbald die zu tref- 
fenden Maßnahmen vor. Der Rat erläßt die Maß- 
nahmen mit qualifizierter Mehrheit. 

Hat der Rat nach Ablauf einer Frist von fünfzehn 
Tagen nach Unterbreitung des Vorschlags keine 
Maßnahmen beschlossen, so trifft die Kommission 
die vorgeschlagenen Maßnahmen und sieht sofort 
deren Anwendung vor, es sei denn, der Rat hat sich 
mit einfacher Mehrheit gegen die genannten Maß- 
nahmen ausgesprochen. 


Artikel 7 

(1) Wird auf das in diesem Artikel festgelegte 
Verfahren Bezug genommen, so befaßt der Vor- 
sitzende den Ausschuß entweder von sich aus oder 
auf Antrag eines Mitgliedstaates. 

(2) In diesem Ausschuß werden die Stimmen der 
Mitgliedstaaten nach Artikel 148 Abs. 2 des Ver- 
trages gewogen. Der Vorsitzende nimmt an der Ab- 
stimmung nicht teil. 
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(3) Der Vertreter der Kommission unterbreitet 
einen Entwurf der zu treffenden Maßnahmen. Der 
Ausschuß nimmt zu diesen Maßnahmen innerhalb 
einer Frist, die der Vorsitzende entsprechend der 
Dringlichkeit der zu prüfenden Fragen bestimmen 
kann, Stellung. Die Stellungnahme kommt mit einer 
Mehrheit von zwölf Stimmen zustande. 

(4) Die Kommission beschließt die Maßnahmen 
und sorgt für ihren sofortigen Vollzug, soweit sie 
der Stellungnahme des Ausschusses entsprechen. 
Entsprechen sie nicht der Stellungnahme des Aus- 
schusses oder ist eine Stellungnahme nicht ergangen, 
so schlägt die Kommission dem Rat unverzüglich 
die zu treffenden Maßnahmen vor. 

Hat der Rat, der mit qualifizierter Mehrheit ent- 
scheidet, nach Ablauf einer Frist von drei Monaten 
keine Maßnahmen beschlossen, so trifft die Kom- 
mission die von ihr vorgeschlagenen Maßnahmen 
und sorgt für ihren sofortigen Vollzug. 


Artikel 8 

Diese Verordnung gilt nicht für diejenigen in 
Artikel 1 genannten Erzeugnisse, die nachweislich 
zur Ausfuhr nach dritten Ländern bestimmt sind. 


Artikel 9 

Diese Verordnung gilt unbeschadet der Vorschrif- 
ten der Gemeinschaft über gemeinsame Qualitäts- 
normen für Obst und Gemüse. 


A r t i k e 1 10 

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 1969 in Kraft. 
Sie ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt un- 
mittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Anlage I 


Liste der für die menschliche oder tierische Ernährung 
bestimmten Erzeugnisse 


Nummer des 
gemeinsamen 
Zolltarifs 

Bezeichnung der Erzeugnisse 

07.01 B 

Kohl 

07.01 C 

Spinat 

07.01 D 

Salate, einsdil. Endivie und Chicoree 

07.01 E 

Mangold und Karde 

07.01 F 

Hülsengemüse, auch ausgelöst 

07.01 G 

Karotten und Speisemöhren, Speiserüben, Rote Rüben, Schwarz- 
wurzeln, Knollensellerie, Rettiche und andere ähnliche ge- 
nießbare Wurzeln 

07.01 H 

Speisezwiebeln, Schalotten und Knoblauch 

07.01 IJ 

Porree und andere Allium-Arten 

07.01 K 

Spargel 

07.01 L 

Artischocken 

07.01 M 

Tomaten 

07.01 N 

Oliven und Kapern 

07.01 O 

Gurken und Cornichons 

07.01 P 

Pilze und Trüffeln 

07.01 Q 

Fenchel 

07.01 R 

Gemüsepaprika 

07.01 S 

andere 

ex. 07.02 

Gemüse und Küchenkräuter, nicht gekocht, gefroren 

ex. 08.01 

Datteln, Bananen, Ananas, Mangofrüchte, Mangostanfrüchte, 
Avocato-Früchte, Guaven, Kokosnüsse, Paranüsse, Kaschu- 
Nüsse, frisch, auch ohne Schalen 

ex. 08.02 

Zitrusfrüchte, frisch 

ex. 08.03 

Feigen, frisch 

ex. 08.04 

Weintrauben, frisch 

ex. 08.05 

Schalenfrüchte (ausgenommen solche der Tarifnr. 08.01), frisch, 
auch ohne äußere Schalen oder enthäutet 

08.06 

Äpfel, Birnen und Quitten, frisch 

08.07 

Steinobst, frisch 

08.08 

Beeren, frisch 

08.09 

andere Früchte, frisch 

ex. 08.10 

Früchte, nicht gekocht, gefroren, ohne Zusatz von Zucker 

ex. 08.13 

Schalen von Zitrusfrüchten oder Melonen, frisch, gefroren 
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Anlage II 


Listen der Schädlingsbekämpfungsmittel 
und der zugelassenen Rückstandsgehalte 


Liste A 


EWG- 
Nr, >) 

Schädlingsbekämpfungsmittel | 

Höchst- 

Übliche Bezeichnung 

Chemische Bezeichnung 

gehalte 
in mg/kg 
(ppm) 

— 

Amitrol 

3-Amino-l H-l,2,4'triazol 


Null 2) 

— 

Aramite 

0-[2-(4-tert-Butyl-phenoxy)-l-methyl-äthyl]-0-(2-chlor-äthyl)' 

Sulfit 


Null 2) 

— 

Atrazin 

2-Aethylamino-4-chlor-6-isopropylamino-l,3,5-triazin 


1,0 

15/60 

15/42 

Azinphos-äthyl 

Azinphos-methyl 

0,0-Diäthyl-S-[(4-oxO'3H-l,2,3-benzotriazin-3-yl)-methyl]“ 

dithiophosphat 

0,0-Dimethyl-S-[(4“Oxo-3H-l,2,3-benzotriazin-3-yl)-methyl]- 

dithiophosphat 


0,4 

(einzeln 
oder ins- 
gesamt) 

6/20 

Barban 

(4-Chlor-but“2-in-yl)-N-(3-chlor-phenyl)-carbamat 


0,1 

609/21 

Binapacryl 

[6-(l-Methyl-propyl)-2,4-dinitrophenyl]-3,3-dimethyl-acrylat 


0,3 

— 

Captan 

N-(Trichlor-methyl-thio)-cyclohex-4-en-l,2-dicarboximid 


15,0 

6/11 

Carbaryl 

N-Methyl-l-naphtyl-carbamat 


3,0 

620/6 

Chlorbensid 

(4-Chlor-benzyl)“(4-chlor-phenyl)- sulfid 


1,5 

620/4 

Chlorfenson 

(4'Chlor-phenyl) -4-chlor-benzol-sulfonat 


1,5 

— 

Chlorbenzilat 

1 Äthyl-2-hydroxy-2,2-bis{4-chlorphenyl)-acetat 


1,5 

15/45 

Chlorthion 

0-(3"Chlor-4-nitro-phenyl)-0,0-dimethyl-monothiophosphat 


0,5 

602/26 

DDT 

l,lfl-Trichlor-2,2-bis(4-chlorphenyl)-äthan 


1,0 

15/33 

Demeton-S-methyl 

0,0-Dimethyl-S- (2“äthylthioäthyl) -monothiophosphat j 


0,4 

(einzeln 

15/49 

Oxydemeton-methyl 

0,0-Dimethyl-S- {2-äthylsulfinyl-äthyl) monothiophosphat J 


oder ins- 
gesamt) 

6/19 

Diallat 

S-(2-,3-Dichlor-allyl)-N,N“diisopropyl“monothio-carbamat 


0,05 

15/55 

Dimethoat 

0,0-Dimethyl-S- (N“methyl-carbamoyl)-methyl-dithiophosphat 

0,6 
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Anlage 11 


Liste B 


EWG- 

Schädlingsbekämpfungsmittel 

Höchstgehalte 
in mg/kg (ppm) 

Nr. 1) 

Übliche Bezeichnung 

Chemische Bezeichnung 

bis zum 

31. Dezmber 
1972 

ab 

1. Januar 
1973 

620/29 

Aldrin 

1 ,2,3,4, 10,1 0-Hexachlor-l ,4,4a,5,8,8a-hexahydro-l ,4- 
endo-5,8-exo-diinethano-naphtalin 




602/28 

602/30 

Chlordan 

Dieldrin 

1, 2,4,5, 6,7, 8,8-Octachlor-3a,4,7,7a-tetrahydro-4,7- 
endo-methano-indan 

1 ,2,3,4, 1 0, 1 0-Hexachlor-6,7-epoxy- 1 ,4,4a,5,6,7,8,8a*- 
octahydro- 1 ,4-endo-5,8-exo-dimethano-naphtalin 


0,2 

^ (einzeln 
oder ins- 
gesamt) 

Null ä) 

602/27 

Heptachlor 

l,4,5,6,7,8,8-Heptachlor-3a,4,7,7a-tetrahydro-4,7- 

endo-methano-indan 



— 

Heptachlor-epoxid 

1,4,5, 6,7,8, 8-Heptachlor-2,3-epoxy-3a,4, 7,7a- 
tetrahydro-4,7-endö-methano-indan 





Numerierung der Anlage I zur Richtlinie Nr. 67/548/EWG des Rates vom 27. Juni 1967 zur Angleichung der Rechts- 
und Verwaltungsvorschriften für die Einstufung, Verpackung und Kennzeichnung gefährlicher Stoffe (Amtsblatt 
Nr. 196 vom 16. August 1967, S. 5 bis 80) 

Vollständige Abwesenheit von Rückständen 

Unbedeutende Rückstände, welche die untere Empfindlichkeitsgrenze der Analysemethode nicht überschreiten, 
werden geduldet. 
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Entwurf eines Beschlusses des Rates 
über die Einsetzung eines Ständigen Ausschusses für 

Pflanzenschutz 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf den Entwurf der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die vom Ministerrat erlassenen Vorschriften im 
Bereich des Pflanzenschutzes sehen zur leichteren 
Durchführung ihrer Bestimmungen ein Verfahren 
für -eine enge Zusammenarbeit zwischen den Mit- 
gliedstaaten und der Kommission vor; es ist zweck- 
mäßig, zur Verwirklichung dieser Zusammenarbeit 
einen Ausschuß einzusetzen, der mit der Wahr- 
nehmung der ihm durch diese Vorschriften über- 
tragenen Aufgaben betraut ist. 

Es ist wünschenswert, daß sich diese Zusammen- 
arbeit auf alle von diesen Vorschriften erfaßten 
Bereiche erstreckt; zu diesem Zweck sollte der ge- 
nannte Ausschuß ermächtigt werden, alle in diese 
Bereiche fallenden Fragen zu prüfen — 

BESCHLIESST: 


A r t i k e 1 1 

Es wird ein aus Vertretern der Mitgliedstaaten 
bestehender Ständiger Ausschuß für Pflanzenschutz 
— im folgenden „Ausschuß'' genannt — unter dem 
Vorsitz eines Vertreters der Kommission eingesetzt. 

Artikel 2 

Der Ausschuß nimmt die Aufgaben wahr, die ihm 
in den vom Rat im Bereich des Pflanzenschutzes 
erlassenen Vorschriften in den dort vorgesehenen 
Fällen und unter den dort vorgesehenen Bedingun- 
gen übertragen sind. 

Er kann außerdem jede andere in den Bereich 
dieser Vorschriften fallende Frage prüfen, die ihm 
der Vorsitzende von sich aus oder auf Antrag des 
Vertreters eines Mitgliedstaates. 

Artikel 3 

Der Ausschuß gibt sich eine Geschäftsordnung. 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Begründung 


Die Pflanzenerzeugung ist ein sehr wichtiger Sek- 
tor innerhalb der Landwirtschaft. Die Steigerung 
dieser Produktion nach Menge und Qualität ist ein 
wesentliches agrarpölitisches Ziel der Gemeinschaft. 

Eine solche Steigerung ist nur möglich, wenn die 
Pflanzenwelt einen ausreichenden Schutz gegen 
Schadorganismen, das heißt gegen gefährliche 
Krankheitserreger und Schädlinge erhält, deren 
Ausbreitung eine ständige Gefahrenquelle darstellt. 
Diesier Schutz gegen die Einrichtung von Schad- 
organismen wird weitgehend mit chemischen Schäd- 
lingsbekämpfungsmitteln, den Pflanzenschutzmit- 
teln, durchgeführt. Da es sich bei diesen Schädlings- 
bekämpfungsmitteln jedoch in der Regel um Stoffe 
oder Zubereitungen mit gefährlicher Wirkung han- 
delt, kommen ihnen nicht nur nützliche Wirkungen 
zu. 

Insbesondere ergeben sich aus ihrem Einsatz bei 
der Pflanzenerzeugung dadurch Gefahren für die 
menschliche oder tierische Gesundheit, daß Rück- 
stände, deren Metaboliten oder deren Abbaupro- 
dukte auf oder in den behandelten Pflanzen oder 
deren Erzeugnissen Zurückbleiben. 

Um einer solchen Gefahr zu entgehen, haben die 
Mitgliedstaaten bereits sogenannte Wartezeiten 
vorgeschrieben, die nach der Behandlung eingehal- 
ten werden müssen, ehe die Erzeugnisse geerntet 
werden dürfen. 

Da dergleichen Maßnahmen aber noch nicht genü- 
gend Schutz bieten, und dies gilt ganz besonders für 
die eingeführten Erzeugnisse, haben sich bereits 
viele internationale Organisationen, darunter die 
Weltgesundheitsorganisation, die Organisation der 
Vereinten Nationen für Ernährung und Landwirt- 
schaft, die Organisation für wirtschaftliche Zusam- 
menarbeit und Entwicklung, der Europarat und die 
Pflanzenschutz-Organisation für Europa und den 
Mittelmeerraum, innerhalb der Gemeinschaft aber 
auch Euratom, mit der Frage der Rückstände von 
Schädlingsbekämpfungsmitteln in und auf Lebens- 
mitteln und Futtermitteln beschäftigt. 

Mehrere Länder, darunter einige Mitgliedstaaten, ha- 
ben außerdem Vorschriften erlassen, die für Pflan- 
zen und Pflanzenerzeugnisse gewisse Toleranzgren- 
zen festlegen. Hierbei haben, neben den Erforder- 
nissen eines Schutz:es von Mensch und Tier, auch 
die Bedürfnisse der Pflanzenerzeugung eine Rolle 
gespielt. Dies ist in dem Sinne geschehen, daß an 
sich für Mensch und Tier tragbare Höchstgehalte 
gesenkt worden sind, weil den Bedürfnissen der 
Landwirtschaft bereits Genüge getan war. 

Die in einzelnen Mitgliedstaaten durch Rechtsvor- 
schriften festgelegten Höchstgehalte weichen jedoch 
in vieler Hinsicht voneinander ab. Hierdurch wird 
der freie Warenverkehr mit Obst und Gemüse be- 


einträchtigt. Die Höchstgehalte sollen auch durch 
diese Verordnung gleichzeitig vereinheitlicht wer- 
den. 

Als erstes werden für diejenigen Schädlingsbekämp- 
fungsmittel Höchstgehalte vorgesehen, für welche 
ausreichende toxikologische Unterlagen vorliegen. 
Die Verordnung bezieht sich auf Obst und Gemüse, 
Erzeugnisse, die in Anhang II des Vertrags von Rom 
aufgeführt sind. 

Die Verordnung enthält eine Vorschrift, die es den 
Mitgliedstaaten gestattet, in besonderen Fällen hö- 
here Höchstgehalte zuzulassen, wenn Erzeugnisse 
gelagert werden und wenn sichergestellt ist, daß sie 
nicht an den Konsumenten gelangen können. 

Andererseits muß es den Mitgliedstaaten gestattet 
werden, im Falle der Gefahr für Mensch und Tier 
vorübergehend Höchstgehalte zu senken, bis Gele- 
genheit zum Erlaß einer Gemeinschaftsregelung 
besteht. In diesem erscheint es erforderlich, die von 
den Mitgliedstaaten getroffenen Maßnahmen in 
einem Dringlichkeitsverfahren zu überwachen. 

Da die Höchstgehalte, soweit sie in dritten Ländern 
bestehen, in der Regel untereinander und gegen- 
über denen der Gemeinschaft verschieden sein wer-^ 
den, soll die Verordnung die innerstaatlichen Vor- 
schriften der Mitgliedstaaten für die Ausfuhr von 
Lebensmitteln und Futtermitteln nicht betreffen. 

Von besonderer Wichtigkeit für die Kontrolle, ob 
die Höchstgehalte eingehalten sind, ist die Anwen- 
dung brauchbarer und einheitlicher Probennahme- 
verfahren und Analysemethoden. 

Ihre Festlegung sollte der Kommission übertragen 
werden, da diese Verfahren und Methoden lediglich 
technischen Charakter haben und ihre Anwendung 
als Durchführungsmaßnahme zur Verordnung anzu- 
sehen ist. 

Durch die Schaffung und Einschaltung eines Ständi- 
gen Ausschusses für Pflanzenschutz soll dabei eine 
enge Zusammenarbeit zwischen der Kommission 
und den Regierungen der Mitgliedstaaten sicherge- 
stellt werden. 

Es handelt sich dabei um die gleichen Verfahren, wie 
sie auf den Gebieten des Futtermittelrechts, des Ve- 
terinärrechts und des Lebensmittelrechts von der 
Kommission vorgeschlagen worden sind^). 

Zu dem Vorschlag der Kommission sind die auf Ge- 
meinschaftsebene zusammengeschlossenen Berufs- 
organisationen und Verbraucherverbände gehört 
worden. Ihren Anliegen ist im wesentlichen Rech- 
nung getragen worden. 

Vorschlag der Kommission: Dok. KOM(64) 387 endg., 
KOM(65) 322 endg., KOM(65) 291 endg. 

Vermerk des Rates: Dok. R/1774/68 (AGRI 623). 
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